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1. Ausgangslage und Fragestellung

Eine Amtsvormundin erkundigt sich, ob der Vormund oder die Vormundin bei der Inventaraufnahme persönlich mitwirken müsse oder ob mit der Inventaraufnahme auch eine Fachperson beauftragt werden könne. Die Frage stellt sich namentlich bei komplexen und undurchsichtigen Vermögensverhältnissen, bei denen die Inventaraufnahme auch mit grossem Aufwand verbunden ist.

2. Erwägungen


Nach dem Wortlaut von ZGB 398 ist das Inventar durch den Vormund und einen 
Vertreter der VB aufzunehmen. Letzterer braucht nicht zwingend Mitglied der 
Behörde zu sein (BSK-Guler, Art. 398 N 13; Ivo Stöckli-Bitterli, Die Pflichten des 
Vormundes bei Übernahme seines Amtes, Diss. Freiburg, Willisau 1986, S. 35). Diese 
Personen müssen bei der Erstellung des Inventars anwesend sein. Sie führen die 
Inventaraufnahme gemeinsam durch (Stöckli-Bitterli, a.a.O. S. 37). Auch wenn das 
ZGB keine Regeln aufstellt, wie die Aufnahme des Inventars im Detail zu geschehen 
hat, ergibt sich dies aus dem Zweck des Inventars: es bildet die Grundlage für die 
Vermögensverwaltung und die periodische Rechnungsstellung sowie für die weiteren 
Massnahmen nach Art. 399 ZGB. Namentlich wenn bewegliche Sachen (Wertgegen-
stände, Schmuck, Werkzeug, etc.)  und Grundstücke zum Vermögen gehören, hat sich 
der Vormund persönlich ein Bild zu machen davon. Es geht um die möglichst voll-
ständige Erfassung der Aktiven und Passiven der bevormundeten 
Person. Welche 
Mittel dafür einzusetzen sind, ist im Einzelfall aufgrund der konkreten Vermögens-
verhältnisse zu entscheiden. In Frage kommen, Befragung der bevormundeten Person, 
Befragung von Bezugspersonen, Feststellungen an Ort und Stelle, Einholen von Aus-
künften bei Arbeitgebern, Versicherungen, Banken etc. (Geiser e.a., Mustersammlung 
Erwachsenenvormundschaftsrecht, Basel 1996, S. 44). Das bedeutet nicht, dass für die 
Bewertung nicht Sachverständige zugezogen werden können. So könnte z.B. als 
Vertreter der VB ein Sachverständiger bezeichnet werden. Bei Liegenschaften muss 
i.d.R. eine Verkehrs- oder Nutzwertschätzung vorgenommen werden, die ohnehin den 
Beizug von Sachverständigen erfordern. Der Vormund entscheidet schliesslich auch 
darüber, ob die bevormundete Person zur Inventaraufnahme zugezogen wird (Art. 398 
Abs. 2 ZGB; Stöckli-Bitterli a.a.O., 
S.40). Um diesen Entscheid nach pflichtgemäs-
sem Ermessen zu treffen, muss sich der Vormund persönlich ein Bild machen von den 
Vermögensverhältnissen.

3. Schlussfolgerungen


Die Aufnahme des Inventars kann in diesem Lichte vom Vormund nicht vollständig an 
Drittpersonen, z.B. Sachverständige, delegiert werden. Es genügt nicht, lediglich das 
Resultat der Inventaraufnahme zur Kenntnis zu nehmen, ohne sich selber ein Bild von 
den Vermögensverhältnissen gemacht zu haben. Dies trifft namentlich bei komplexen 
Vermögensverhältnissen zu. Selbstverständlich können das Einholen von Auskünften 
bei Drittpersonen, Banken und Versicherungen, an administratives Personal delegiert 
und Sachverständige beigezogen werden, wo die Bewertung von Vermögensgegen-
ständen dies erfordert.
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